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Geſetz— Sammlung 
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Koͤniglichen Preußiſchen Staaten. 


— Nr. 64. 


. (Nr. 7215.) Vertrag zwiſchen Preußen und dem Königreiche Sachſen wegen Herſtellung 
. einer Eiſenbahn von Cottbus nach Großenhain. Vom 15. Auguſt 1868. 


Seine Majeſtät der König von Preußen: 

Allerhöchſtihren Geheimen Ober⸗Regierungsrath Ludwig Auguſt 

Wilhelm Heiſe, 

den Wirklichen Legationsrath Paul Ludwig Wilhelm 
ordan; 


Seine Majeſtät der König von Sadfen: | 
Allerhöchſtihren Miniſterial⸗Direktor, Geheimen Rath Dr. Chriſtian 

RN Albert Weinlig, 

welche, nach gegenſeitiger Mitheilung ihrer in guter und gehöriger Form befun⸗ 

denen Vollmachten, unter Vorbehalt der Ratifikation, über folgende Punkte über⸗ 

eingekommen ſind. 

5 Artikel 1. 

1 Die Königlich Preußiſche und die Königlich Sächſiſche Regierung verpflichten 

Sich ee dle eren einer Eiſenbahn zu geſtatten und zu fördern, 

welche von Cottbus nach Großenhain geführt / und in Cottbus mit der Berlin- 

Görlitzer, in Großenhain mit der Priſtewitz Großenhainer Bahn in direkten Schie⸗ 

nenanſchluß geſetzt werden ſoll. 

* Artikel 2. 

5 Für die zwiſchen der Preußiſch⸗Sächſiſchen Grenze und Großenhain inner: 

Jußrgang 1868. (Nr. 7215.) a 121 halb 


Ausgegeben zu Berlin den 17. Oktober 1868. 
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halb des Sächſiſchen Gebietes belegene Bahnſtrecke wird die Königlich Sächſiſche 
Regierung derjenigen Geſellſchaft, welche für den im Preußiſchen Gebiete belegen 
Theil der Bahn die Konzeſſion bereits erhalten hat, auch Ihrerſeits die Konzeſſion 
unter gleich günſtigen Bedingungen ertheilen, wie ſolche in neuerer Zeit den in 
Sachſen konzeſſionirten Privat⸗Eiſenbahngeſellſchaften überhaupt geftellt worden ſind. 


Artikel 3. 


Die Geſellſchaft hat ihr Domizil und den Sitz ihrer Verwaltung in Preußen 
zu nehmen und in Bezug auf alle Maaßnahmen und Feſtſetzungen, welche die 
Verhältniſſe der Geſellſchaft als ſolche und die Beauffichtigung und Verwaltung a 

des Unternehmens im Allgemeinen betreffen, lediglich von der Königlich Preußiſchen 
Regierung zu reſſortiren. 5 


Artikel 4. 


„Die Genehmigung und Feſtſtellung des Bauprojektes innerhalb jedes Staats⸗ 
gebietes bleibt der betreffenden Regierung überlaſſen. Jedoch find die techniſchen N 
Vo carbeiten zur Feſtſtellung der Bahnlinie und zur Ausführung der Bahn, der 
Bahnhofsanlagen und der Betriebseinrichtungen zunächſt der Königlich Preußiſchen 
Regierung vorzulegen, welche dieſelben nach erfolgter Prüfung der Königlich 
Sächſiſchen Regierung Behufs der von Ihr zu ertheilenden Zuſtimmung bezüglich 
der in Ihr Gebiet fallenden Strecke mittheilen und die erfolgte beiderſeltig 
Genehmigung der Geſellſchaft eröffnen wird. i 
Die Punkte, wo die Bahn die beiderſeitigen Landesgrenzen überfchreitet 
ſollen nöthigenfalls durch deshalb abzuordnende beiderſeitige techniſche Kommiſſarie 
näher beſtimmt werden. i 
| Artikel 5. 


Die Königlich Sächſiſche Regierung wird bei Extheilung der Konzeffion 
die im Königreich Sachſen geltenden Beſtimmungen über die Expropriation von 
Grundeigenthum für Eiſenbahnen für die im Königreich Sachſen gelegene Strecke 
der Cottbus ⸗ Großenhainer Eiſenbahn in Wirkſamkeit ſetzen. Die Geſellſchaft hat 
darnach in Beziehung auf die zwangsweiſe Erwerbung des Grund und Bodens, 
ſopwie die ſonſt mit der Bauführung zuſammenhängenden Verhältniſſe, die nän⸗ 
lichen Befugniſſe und Obliegenheiten, wie andere Eiſenbahngeſellſchaften im König 1 
reiche Sachſen. 
Artikel 6. 


Der Königlich Preußiſchen Regierung bleibt freigeſtellt, dem Bahnkörpe 

auf der ganzen Strecke von Cottbus bis Großenhain die für zwei Geleiſe erforder 
lichen Abmeſſungen geben und zur Ausführung des zweiten Geleiſes nach eigenem 
Ermeſſen ſchreiten zu laſſen. | 
Artikel 7. 


Die Spurweite der zu erbauenden Eiſenbahn ſoll in Uebereinſtimmung 9 
mit den anſchließenden Bine überall gleichmäßig vier Fuß acht und einen 
halben Zoll Engliſchen Maaßes im Lichten der Schienen betragen. 1 RZ. 
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Artikel 8. 


Die von einer der beiden kontrahirenden Regierungen geprüften Betriebs- 
ttel werden ohne weitere Reviſion auch im Gebiete er anderen Regierung 
zugelaſſen werden. 


Artikel 9. 


Der Königlich Sächſiſchen Regierung verbleibt die Landeshoheit hinſichtlich 

der in Ihrem Gebiete 1 8 Bahnſtrecke. Die auf letzterer zu errichtenden 

Hoheitszeichen ſollen daher die Königlich Sächſiſchen ſein. f 

* Uebertretungen, Vergehen und Verbrechen in Bezug auf die Bahnanlagen 

oder deren Betrieb ſollen, ſofern ſie im Königlich Sächſithen Gebiete ausgeübt 

ſind, von den betreffenden Königlich Sächſiſchen Behörden unterſucht und nach 

den dortigen Geſetzen beurtheilt werden. 

Die Geſellſchaft hat wegen aller Entſchädigungsanſprüche, die aus Anlaß 
der Eiſenbahnanlagen auf Königlich Sächſiſchem Gebiete oder des Betriebes der⸗ 

ſelben gegen fie erhoben werden möchten, ſich der Königlich Sächſiſchen Gerichts⸗ 

barkeit zu unterwerfen. 

Artikel 10. 


Der Königlich Sächſiſchen Regierung bleibt vorbehalten, zur Regelung des 
erkehrs zwiſchen Ihr und der Geſellſchaft, ſowie zur Handhabung Ihrer Hoheits⸗ 
chte und des Ihr über die Bahnſtrecke im Sächſiſchen Gebiete nach dieſem 
ertrage zuſtehenden Aufſichtsrechts, einen ſtändigen Kommiſſarius zu beſtellen. 
erſelbe hat die Beziehungen ſeiner A de zu der Eiſenbahnverwaltung in 
en Fällen zu vertreten, die nicht zum direkten gerichtlichen oder polizeilichen 
nfchreiten der kompetenten Behörden geeignet find. Die Eiſenbahnverwaltung 
hat ſich bei Angelegenheiten territorialer Natur, welche hiernach von jenem 
Kommiſſar reſſortiren, an dieſen zu wenden. 


Artikel 11. 8 


Die Bahnpolizei auf der Cottbus⸗Großenhainer Bahn ſoll in Gemäßheit des 
für jedes Staatsgebiet beſonders zu publizirenden Bahnpolizei⸗Reglements nach 
übereinſtimmenden Grundſätzen gehandhabt werden. Die Königlich Sächſiſche 
Regierung wird zu dieſem Zwecke das von der Königlich Preußiſchen Regierung 
feſtzuſtellende Bahnpolizei⸗Reglement, ſoweit nicht lokale Verhältniſſe einzelne Ab⸗ 
weichungen unvermeidlich machen möchten, auch für die Bahnſtrecke in Ihrem 
Gebiete in Kraft ſetzen. 

Artikel 12. 


Anrnterthanen der einen Regierung, welche beim Betriebe in dem Gebiete der 
anderen Regierung angeſtellt werden, ſcheiden dadurch nicht aus dem Unterthanen⸗ 
verbande ihres Heimathslandes. 
Die Betriebsbeamten find ohne Unterſchied des Ortes der Anſtellung rück⸗ 
ſchtlich der Disziplin der kompetenten Aufſichtsbehörde, im Uebrigen aber den 
. Geſetzen und Behörden des Staates, in welchem fie ihren Wohnſitz haben, unterworfen. 
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Artikel 13. 5 


Die Beſtimmung der Fahrten, Fahrzeiten und Transportpreiſe ſteht aus⸗ 
ſchließlich der Königlich Preußiſchen Regierung zu. ; 

Es foll 9000 ſowohl im Perſonen⸗ als im Güterverkehr zwiſchen den beider 
ſeitigen Unterthanen weder hinſichtlich der Beförderungspreiſe noch der Zeit der 
Abfertigung ein Unterſchied gemacht werden. Die für das Unternehmen feſtzu⸗ 
ſtellenden Fahrpläne und Tarife, ſowie beabſichtigte ſpätere Abänderungen derſelben 
werden, wenn irgend thunlich, vor deren Einführung Königlich Preußiſcher Seits 
dem nach Artikel 10. Seitens der Königlich Sächſiſchen Regierung zu beſtellenden 
Kommiſſarius mitgetheilt, und die von demſelben in Beziehung darauf etwa kund 
gegebenen, mit den Geſammtintereſſen des Unternehmens zu vereinigenden Wünſche 
werden thunlichſt berückſichtigt werden. 


Artikel 14. 


Die Königlich Preußiſche Regierung wird nach Maaßgabe Ihrer Geſetze 
vom 30. Mai 1853. und 21. Mai 1859., ſowie der dazu etwa noch ergehenden 
abändernden und ergänzenden Beſtimmungen, alljährlich für die Cottbus⸗Großen⸗ 
hainer Eiſenbahn, einſchließlich der im Königlich Sächſiſchen Gebiete belegenen 
Bahnſtrecke, eine Eiſenbahnabgabe berechnen, feſtſtellen und erheben, und von 
dieſer Abgabe an die Königlich Sächſiſche Regierung, als Aequivalent für die im 
Königreich Sachſen beſtehende Grund⸗ und Gewerbeſteuer, unter Mittheilung 
des Repartitionsplans, denjenigen Theil abführen, welcher ſich nach dem Verhältniſſe 
berechnet, in welchem die 77 5 der auf Königlich Sächſiſchem Staatsgebiete 
liegenden Eiſenbahnſtrecke zu der Geſammtlänge des ganzen Eiſenbahn⸗Unternehmens 
ſteht, deſſen Theil ſie bildet. 

Eine Beiziehung der fraglichen Unternehmung zu anderweiten direkten Staats⸗ 
ſteuern wird im Königreiche Sachſen ſo lange und in ſo weit nicht ſtattfinden, 
als ſolches im Königreiche Preußen nicht geſchieht. Insbeſondere wird die Königlich 
Sächſiſche Regierung von der Geſellſchaft, welche die Konzeſſion in Preußen ohne 
Auferlegung einer Konzeſſionsabgabe bereits erhalten hat, eine ſolche Abgabe auch 
Ihrerſeits nicht erheben. 2 


Artikel 15. 


Für den Fall, daß die Königlich Preußiſche Regierung die in Ihrem Gebiete 
belegene Strecke der im Artikel 1. gedachten Eifenbahn ankaufen würde, gewährt 
die Königlich Sächſiſche Regierung der Königlich Preußiſchen Regierung das Recht 
des Ankaufs auf der anſchließenden Sächſiſchen Strecke nach Maaßgabe des 
Königlich Preußiſchen Geſetzes über die Eiſenbahn⸗Anternehmungen vom 3. Novem 
ber 1838., behält Sich jedoch die Befugniß vor, das Eigenthum der in Ihr Gebiet 1 
allenden Bahnſtrecke zu jeder Zeit, nachdem dieſelbe von der Königlich Preußischen 
egierung angekauft worden, nach einer mindeſtens ein Jahr vorher gemachten 
Ankündigung unter denſelben Bedingungen an Sich zu ziehen, unter welchen die 
Königlich Preußiſche Regierung dieſelbe erworben hat, unter Vergütung der von 
der Königlich Preußiſchen Regierung inzwiſchen ausgeführten Meliorationen, 15 4 
au 


auch nd, ang des zu ermittelnden Betrages etwaiger Deteriorationen. Aber 
in dieſem 
raglichen Bahn in ihrer geſammten Ausdehnung der Königlich Preußiſchen Re⸗ 
zung gegen Ablieferung der auf die Sächſiſche Strecke entfallenden Betriebs⸗ 
rſchüſſe, nach den überall in Kraft bleibenden Beſtimmungen dieſes Vertrages 


bleiben. 
Artikel 16. 


Bleide kontrahirende Regierungen find darüber einverſtanden, daß die dieſe 
Eisenbahn ausführende Geſellſchaft gehalten fein ſoll: 

J) unentgeltlich die Anlage einer Bundes⸗Telegraphenlinie längs der Bahn zu 
geſtatten und zu dieſem Zwecke der Bundes⸗Telegraphenverwaltung „die 
Berechtigung zuzugeſtehen, nach Bedürfniß eine einfache Stangenreihe 
oder zwei parallele Stangenreihen auf gleicher Seite des Bahnplanums und 
außerdem auf derjenigen Seite des Bahnterrains, welche die oberirdiſchen 
Leitungen im Allgemeinen nicht verfolgen, eine Telegraphenlinie unter⸗ 
irdiſch in einer dem Zwecke entſprechenden Tiefe unter Benutzung des 

Bahnterrains anzulegen 

2) ſich im Allgemeinen den Beſtimmungen zu unterwerfen, welche durch noch 
zu erlaſſende Bundesreglements über die Benutzung der Eiſenbahnen zu 

Zwecken der Bundes⸗Telegraphenverwaltung getroffen werden möchten; 

3) nach Maaßgabe der Anordnungen des Bundeskanzlers den Eiſenbahn⸗ 
telegraphen Behufs Benutzung zur Beförderung von Staats und Privat⸗ 
depeſchen einzuräumen. N 
Dagegen ſoll der Geſellſchaft geftattet fein, ihre Betriebs⸗Telegraphenleitung 

dem Bundes⸗Telegraphengeſtänge mit anzubringen. f 


Artikel 17. 

Gegenwärtiger Vertrag ſoll zur landesherrlichen Ratifikation vorgelegt und 
die Auswechſelung der darüber ausgefertigten Urkunden ſobald als möglich, ſpäteſtens 
aber binnen ſechs Wochen, in Berlin bewirkt werden. 8 i 
x Deſſen zu Urkund iſt dieſer Vertrag von den beiderſeitigen Bevollmächtigten 
unterzeichnet und beſiegelt worden. a 
So geſchehen zu Dresden, den 15. Auguſt 1868. 

F 
(L. S.) Jordan. 
(L. S.) Dr. Weinlig. 


V.orſtehender Vertrag iſt ratiftzirt worden, und die Auswechſelung der Rati⸗ 
fikations⸗Arkunden hat ſtattgefunden. 
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alle ſoll die Verwaltung und die Leitung des Betriebes auf der 


(Fr. 7216.) Konzeſſions⸗ und Beſtätigungs⸗Urkunde, betreffend den Bau und Betrieb einer 
; Eiſenbahn von Erkelenz über Jülich nach Düren, ſowie einer Zweigbahn 

von Jülich über Eſchweiler in das Stolberger Thal und einer Zweigbahn 

von München⸗Gladbach nach Odenkirchen und weiter in der Richtung nach 

Neukirchen durch die Bergiſch-Märkiſche Eiſenbahngeſellſchaft, und einen 

Nachtrag zum Statut der letzteren. Vom 26. September 1888. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 


b Nachdem von Seiten der Bergiſch⸗Märkiſchen Eiſenbahngeſellſchaft be 
ſchloſſen worden iſt, die im §. 5. des mit ihr unterm 7. Mai 1864. (Geſetz⸗ 
Samml. S. 520.) vereinbarten Vertrages vorgeſehene Eiſenbahnverbindung 
zwiſchen der Aachen⸗Düſſeldorfer und der Rheiniſchen Bahn über Jülich in der 
Richtung von Erkelenz über Jülich nach Düren auszuführen, ſowie auf Grund 

des $. 4. ihres unterm 22. September 1867. (Geſetz-Samml. S. 1745.) von 
Uns beſtätigten Statutnachtrages eine Zweigbahn von Jülich über Eſchweiler 

in das Stolberger Thal und eine Zweigbahn von München⸗Gladbach nach Oden⸗ 
kirchen und weiker in der Richtung nach Neukirchen herzuſtellen, wollen Wir der 
gedachten Geſellſchaft zu dieſer Erweiterung ihres Unternehmens unter den in 
dem beigefügten, von Uns hierdurch beſtätigten Statutnachtrage enthaltenen 
½, Bedingungen die landes herrliche Genehmigung hiermit ertheilen. 


Zugleich beſtimmen Wir, daß die in dem Geſetze über die Eiſenhahn⸗ 
Unternehmungen vom 3. November 1838. ergangenen Vorſchriften, betreffend 
das Expropriationsrecht und das Recht zur vorübergehenden Benutzung fremder 
Grundſtücke, auf die in Rede ſtehenden, im §. 1. des Statutnachtrages näher 
bezeichneten Unternehmungen Anwendung finden ſollen. 5 
. Die gegenwärtige Urkunde iſt nebſt dem Statutnachtrage durch die Geſetz⸗ 
Sammlung zu veröffentlichen. 5 
| Urkundlich unter Unferer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. : 
Gegeben Berlin, den 26. September 1868. 


(J. S.) Wilhelm. 
Gr. v. Itzenplitz. Leonhardt. 


zum 


Statut der Bergiſch⸗Märkiſchen Eiſenbahngeſellſchaft. 


. 1. 


1 In Ausführung der von der Bergiſch⸗Märkiſchen ee 
im F. 5. des Vertrages vom 7. Mai 1864. über die Erwerbung der Aachen⸗ 
Diüſſeldorf⸗ Ruhrorter Eiſenbahn übernommenen Verpflichtung zur Herftellung 
einer Eiſenbahnverhindung zwiſchen der Aachen⸗Düſſeldorfer und der Rheiniſchen 
Eiſenbahn und auf Grund des Beſchluſſes der Geſellſchaftsdeputation und der 
Königlichen Eiſenbahndirektion vom heutigen Tage, gemäß F. 4. des unter dem 
22. September 1867. Allerhöchſt beſtätigten Statutnachtrages, wird das Unter⸗ 
nehmen der Bergiſch⸗Märkiſchen Eiſenbahngeſellſchaft 

I) auf den Bau und Betrieb einer Eiſenbahn von Erkelenz über Jülich 
i nach Düren, 

2) auf den Bau und Betrieb der Zweigbahnen von Jülich über Eſchweiler 
ins Stolberger Thal und von M. Gladbach nach Odenkirchen und 
weiter in der Richtung nach Neukirchen nebſt denjenigen zur Belebung 
des Verkehrs dienlichen Anſchlußbahnen zu gewerblichen Anlagen und 
Etabliſſements, deren Ausführung vom Königlichen Handelsminiſterium 
genehmigt wird, 


9. 25 


Se Auf die im H. 1. aufgeführten Eiſenbahnen finden die Statuten und 
füämmtliche Statutnachträge der Bergiſch ⸗Märkiſchen Eiſenbahngeſellſchaft, der 
Betriebs⸗Ueberlaſſungsvertrag vom 23. Auguſt 1850. und ſeine Ergänzungen, 
ferner der $. 9. des durch Geſetz vom 30. April 1856. genehmigten Vertrages 
über die Ruhr⸗Sieg Eiſenbahn desgleichen die zwiſchen der Königlichen Staats. 
regierung und der Bergiſch⸗ Märkiſchen ne beſtehenden Vereine 


ü eskanzleramt 
8 deutſchen Bundes in Anſehung der Militair⸗, Poſt⸗ und Telegraphen⸗ 
verwaltung erlaſſen ſind oder noch erlaſſen werden. Ze 5 
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Die Bergiſch⸗Märkiſche Eiſenbahngeſellſchaft wird den Bau der Bahn von 
M. Gladbach nach Odenkirchen unverzüglich nach Ertheilung der landesherrlichen 
Konzeſſion beginnen und dieſe Bahn längſtens im Lauf des folgenden Jahres 
betriebsfähig herſtellen. 7 

Die Bahn von Erkelenz über Jülich nach Düren nebſt Zweighahn von 
Jülich über Eſchweiler ins Stolberger Thal verpflichtet ſie ſich, innerhalb den 


dom Königlichen Handelsminiſterium nach Anhörung der Geſellſchaftsvorſtände | 


und unter Berückſichtigung der finanziellen Verhältniſſe der Geſellſchaft feſtzu⸗ 
ſetzenden Friſt zu vollenden. 


§. 4. 


Gemäß F. 2. des unter dem 2. Dezember 1867. Allerhöchſt beftätigten 
Statutnachtrages der Rheiniſchen Eiſenbahngeſellſchaft iſt letztere verpflichtet, in 
der von dem Königlichen Miniſterium für Handel, Gewerbe und öffentliche Ar 
beiten feſtgeſtellten Linie der Eiſenbahn von dem Bahnhof Stolberg der Cöln-⸗ 
Aachener Linie ins Stolberger Thal bis zum Binsfelder Hammer das Terrain 
für einen zweigeleiſigen Bahnkörper zu erwerben und auf Anforderung des Han⸗ 
delsminiſteriums auf dem zwiſchen dem neuen Etabliſſement der Spiegelmanufak⸗ 
tur am Schnorrenfeld und dem Binsfelder Hammer gelegenen Theil des Bahn⸗ 
körpers, der Bergiſch⸗Märkiſchen Eiſenbahngeſellſchaft die Anlage eines eigenen 
Bahngeleiſes auf der zu dieſem Zweck an letztere — gegen Rückgewähr der darauf 
verwendeten verzinslichen Koſten — abzutretenden Hälfte des Bahnplanums zu 
geſtatten. Für den Fall, daß die Bergiſch⸗Märkiſche Eiſenbahngeſellſchaft künftig 
die Weiterführung einer zweigeleiſigen Bahn durch das Stolberger Thal über den 


Binsfelder Hammer hinaus zur Ausführung bringt, it dieſelbe berechtigt, die 


ganze Zweigbahn von der Stolberger Spiegelmanufaktur thalaufwärts, ſoweit 


„ 


dieſelbe zunächſt zur gemeinſamen Benutzung beſtimmt iſt, gegen Erſtattung der 


aufgewendeten Anlagekoſten von der Rheiniſchen Eiſenbahngeſellſchaft zu über⸗ 


nehmen. Die Bergiſch⸗Märkiſche Eiſenbahngeſellſchaft verpflichtet ſich aber in dieſem 
Fall, von dem Abtretungspunkt (der neuen Spiegelmanufaktur) ab die Trans⸗ 

1 der Rheiniſchen Eiſenhahngeſellſchaft auf der Stolberger Thalbahn gleich 
en ihrer eigenen Bahn zuſtändigen zu behandeln und zu ehe. 


Elberfeld, den 14. Auguft 1868. 


Redigirt im Büreau des Staats -Minifteriums. 
Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober⸗Hofbuchdruckerei 
(AK. v. D 


Decker). 


